Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/15 


Antrag 

der Abgeordneten Geisenhofer, Dr. Riedl (München), 
Rollmann, Orgaß und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung mietrechtlicher Vorschriften 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

§ 1 

§ 565 des Bürgerlichen Gesetzbuches wird wie 
folgt geändert: 

1. Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Ist in der Freien und Hansestadt Ham- 
burg, in der Landeshauptstadt München oder im 
Landkreis München eine vermietete Eigentums- 
wohnung veräußert oder ist an Mietwohnraum 
nach der Veräußerung Wohnungseigentum be- 
gründet worden, so ist die Kündigung eines 
Mietverhältnisses über Wohnraum spätestens am 
dritten Werktag eines Kalendermonats für den 
Ablauf des fünften folgenden Monats zulässig. 
Nach fünf, acht und zehn Jahren seit der Über- 
lassung des Wohnraums verlängert sich die 
Kündigungsfrist um jeweils zwölf Monate. Die 
Sätze 1 und 2 gelten für die Kündigung eines 
Mietverhältnisses über Wohnraum auch dann, 
wenn die Kündigung eine Veräußerung des Miet- 
wohnraumes vor oder nach der Begründung von 
Wohnungseigentum möglich machen oder er- 
leichtern soll. Absatz 2 Sätze 3 und 4 gilt ent- 
sprechend. “ 

2. Die bisherigen Absätze 3, 4 und 5 werden Ab- 
sätze 4, 5 und 6. 


§ 2 

Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 721 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Räumungsfrist darf insgesamt nicht 
mehr als ein Jahr, in der Freien und Hansestadt 
Hamburg, in der Landeshauptstadt München und 
im Landkreis München nicht mehr als zwei Jahre 
betragen. Sie rechnet vom Tag der Rechtskraft, 
des Urteils oder, wenn nach einem Urteil auf 
künftige Räumung an einem späteren Tag zu 
räumen ist, von diesem Tag an." 

2. § 794 a Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Räumungsfrist darf insgesamt nicht 
mehr als ein Jahr, in der Freien und Hansestadt 
Hamburg, in der Landeshauptstadt München und 
im Landkreis München nicht mehr als zwei Jahre 
betragen. Die Frist rechnet vom Tag des Ab- 
schlusses des Vergleichs oder, wenn nach dem 
Vergleich an einem späteren Tag zu räumen ist, 
von diesem Tag an." 

§ 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 

(2) Dieses Gesetz tritt am . . . außer Kraft. 
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Begründung 


Zu § 1 

Mietwohnungen können in Eigentumswohnungen 
umgewandelt werden. 

Diese Möglichkeit soll nicht beschnitten werden. 

In den Ballungsgebieten Landeshauptstadt München, 
Landkreis München und in der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg, in denen Wohnungsangebot und 
-nachfrage noch in einem krassen Mil5verhältnis ste- 
hen, mehren sich aber die Fälle einer spekulativen 
Umwandlung von Mietwohnungen (in der Regel von 
Altbauwohnungen und nicht öffentlich geförderten 
Neubauwohnungen) in Eigentumswohnungen. Die 
geltenden Kündigungsfristen sind nicht lang genug, 
um die Mieter solcher Wohnungen wirksam zu 
schützen. 

Im einzelnen sind dies: 

1. Der Fall, daß eine Eigentumswohnung, an der ein 
Mietverhältnis besteht, veräußert wird, 


2. der Fall, daß an Mietwohnraum nach der Ver- 
äußerung Wohnungseigentum begründet wird. 

Verlängerte Kündigungsfristen sollen schließlich 
auch für die Kündigung gelten, die nicht erst vom 
Erwerber, sondern bereits vom Veräußerer erklärt 
wird, dessen Handeln von der Hoffnung bestimmt 
wird, dadurch den Kaufanreiz zu erhöhen (§ 565 
Abs. 3 Satz 3). 


Zu § 2 

In den Ballungsgebieten Landeshauptstadt München, 
Landkreis München und in der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg bieten die Räumungsfristen von 
einem Jahr angesichts des Mißverhältnisses zwi- 
schen Wohnungsangebot und -nachfrage keinen aus- 
reichenden Schutz für den Mieter. Sie sollen daher 
auf höchstens zwei Jahre verlängert werden. 
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